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A Öffentlichkeit – Stellungnahmen 
 Eingaben aus Datenschutzgründen anonymisiert Verfahren: 1. Erneute Auslegung - § 3 Abs. 2 BauGB 

1 Bürger, 08.03.2026 

Bürger 1 Im Rahmen der erneuten Auslegung der Planung ist eine Eingabe vom Besitzer der 

südlich liegenden Hofstelle erfolgt, der vorträgt, dass seine Getreidetrocknungsan-
lage mit den erforderlichen Anlieferfahrten innerhalb der Saison in die Abwägung ein-
gestellt werden muss. Er will durch das heranrückende geplante Baugebiet nicht in 

seiner wirtschaftlichen Tätigkeit eingeschränkt werden. 

Beschlussempfehlung Die Gemeinde verkleinert den Geltungsbereich des Bebauungsplanes und nimmt 

von der Entwicklung des kleinen Wohngebietes Abstand. 

Mit den vom Landwirt vorgelegten Zahlen insbesondere zum zu erwartenden nächtli-
chen Anlieferverkehr für die Getreidetrocknungsanlage werden nach der Berechnung 

eines Lärmgutachters die Immissionsrichtwerte bei der nächstgelegenen Bauzeile im 
geplanten Wohngebiet überschritten. 

Die Gemeinde hat hierfür nachfolgende Lösungen geprüft und in ihre Abwägung ein-

gestellt.  

• Erste geprüfte Möglichkeit einer Konfliktlösung - Entsprechend den Berechnungen 
eines Lärmgutachters müsste eine Lärmschutzwand entlang der südlichen Grenze 
des geplanten Wohngebietes errichtet werden. Da sie relativ weit weg von der Ge-

treidetrocknungsanlage und der Zufahrt des Hofes liegt, müsste sie zwischen 3 - 6 

m hoch sein. So eine Wand ist aber in Kenntnis der denkmalrechtlichen Belange 
nicht möglich, städtebaulich an dieser Stelle und auf der Südseite der Häuser nicht 

wünschenswert oder zielführend, sie würde zudem einen Anpflanzstreifen verhin-
dern. Die Umsetzung einer Lärmschutzwand und damit auch die Veränderung bis-

her geplanter Pflanzstreifen würde zudem infolge der Auswirkungen wiederum 
eine erneute Auslegung des Planes erfordern. 

• Zweite geprüfte Möglichkeit – Eine Einhausung der Getreidetrocknungsanlage 
würde den Lärm reduzieren, ist aber aus wirtschaftlichen Erwägungen heraus sei-

tens der beteiligten nicht umsetzbar oder ein derzeit realistischer Lösungsansatz. 

• Dritte geprüfte Möglichkeit einer Konfliktlösung - Entsprechend der Berechnungs-
ergebnisse könnte nur dann auf eine Lärmschutzwand verzichtet werden, wenn 

die südlich zum Hof gelegene Baugrenze mindestens um 13 m nach Norden, d.h. 
weg vom landwirtschaftlichen Betrieb, verschoben würde. Damit würde aber die 

gesamte bislang konzipierte südliche Bauzeile entfallen und die geplante Wohn-
gebietserschließung mit Wendehammer ist für etwa 4 Grundstücke unwirtschaft-
lich. Eine generelle Umplanung der verkehrlichen Erschließung mit dem Wissen 
um denkmalrechtliche Belange und den gewünschten Erhalt des alten Baumbe-

standes bei der Zufahrt ist nicht sinnvoll.  

Gewählte Lösung: 

Die Gemeinde gewichtet die Entwicklungserfordernisse des benachbarten landwirt-
schaftlichen Betriebes hoch und sieht kurzfristig keine Möglichkeit einer Konfliktlö-

sung. Sie nimmt deshalb das gesamte allgemeine Wohngebiet einschließlich der 
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zugehörigen Grünflächen und der Planstraße aus dem Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes. 

Im Rahmen der 38. Änderung des Flächennutzungsplanes als vorbereitendem Bau-

leitplan bleibt die Wohnbaufläche jedoch als grundsätzliches Ziel weiterhin enthal-
ten. 

Es ergibt sich damit nachfolgendes Planbild für den Geltungsbereich des Bebauungs-
plans: 

Abb.: Geltungsbereich bislang    Verringerter Geltungsbereich (rot) 

  
Es wird eine erneute Auslegung (erneut Parallelverfahren für beide Planstufen, § 4a 

Abs. 3 BauGB) durchgeführt. 

 

Hinweis: 

Diese Gebietsverkleinerung des Bebauungsplanes wirkt sich auch auf die Abwägun-
gen zu den Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange aus. Bei allen Stellung-
nahmen, die sich auf das Baugebiet beziehen, wird nun vermerkt, dass das Wohnge-

biet (WA) gänzlich aus der Planung entfällt.  

B Träger öffentlicher Belange – ohne Antwort  
Erneute Auslegung - § 4 Abs. 2 BauGB 

 • Gemeinde Jemgum 

• Gemeinde Rhede 

• Landwirtschaftskammer 

• Ortsvorsteher Bunderhee 
• Sielacht Rheiderland 

• Stadt Weener 

Beschlussempfehlung Es ist davon auszugehen, dass die Belange der obigen Träger nicht berührt oder be-
reits berücksichtigt sind. 
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C Träger öffentlicher Belange- ohne Hinweise 
Erneute Auslegung - § 4 Abs. 2 BauGB 

 • Ericsson für Deutsche Telekom Technik GmbH 15.05.2025 

• Gleichstellungsbeauftragte Sonja Finke 11.06.2025 
• Vodafone  10.06.2025 

Beschlussempfehlung Kenntnisnahme. 

D Träger öffentlicher Belange – mit Hinweisen / Anregungen  
Erneute Auslegung -  § 4 Abs. 2 BauGB / Stellungnahme im Originaltext vorweg 

1 EWE Netz GmbH, 20.05.2025 

Eingabe – EWE Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befinden sich Versorgungs-

leitungen und/oder Anlagen der EWE NETZ GmbH. Diese Leitungen und Anlagen sind 
in ihren Trassen (Lage) und Standorten (Bestand) grundsätzlich zu erhalten und dür-
fen weder beschädigt, überbaut, überpflanzt oder anderweitig gefährdet werden. 

Bitte stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und Anlagen durch Ihr Vorhaben weder 
technisch noch rechtlich beeinträchtigt werden. Sollte sich durch Ihr Vorhaben die 
Notwendigkeit einer Anpassung unserer Anlagen, wie z.B. Änderungen, Beseitigung, 

Neuherstellung der Anlagen an anderem Ort (Versetzung) oder anderer Betriebsarbei-

ten ergeben, sollen dafür die gesetzlichen Vorgaben und die anerkannten Regeln der 

Technik gelten. Gleiches gilt auch für die gegebenenfalls notwendige Erschließung 

des Plangebietes mit Versorgungsleitungen und Anlagen durch EWE NETZ. Bitte pla-

nen Sie in diesem Fall Versorgungsstreifen bzw. -korridore für Telekommunikations-
linien, Elektrizitäts- und Gasversorgungsleitungen gemäß DIN 1998 (von min. 2,2 m) 

mit ein. Die Kosten der Anpassungen bzw. der Betriebsarbeiten sind von dem Vorha-
benträger vollständig zu tragen und der EWE NETZ GmbH zu erstatten, es sei denn der 

Vorhabenträger und die EWE NETZ GmbH haben eine anderslautende Kostentragung 
vertraglich geregelt. Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken oder Anre-

gungen vorzubringen. Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubezie-
hen und uns frühzeitig zu beteiligen. Dies gilt auch für den Fall der Erschließung des 
Plangebietes mit Versorgungsleitungen durch EWE NETZ, denn hierfür sind beispiels-

weise Lage und Nutzung der Versorgungsleitung und die sich daraus ableitenden wirt-

schaftlichen Bedingungen wesentliche Faktoren. Damit die Planung ihres Baugebie-
tes durch uns erfolgen kann, teilen Sie uns bitte die dafür notwendigen Informationen 

über den folgenden Link mit. https://www.ewe-netz.de/kommunen/service/neubau-

gebietserschliessung. In der Laufzeit Ihres Verfahrens kann sich unser Leitungs- und 
Anlagenbestand ändern. Damit es nicht zu Entscheidungen auf Grundlage eines ver-

alteten Planwerkes kommt, nutzen sie dafür bitte unsere aktuelle Leitungs- und An-

lagenauskunft. Auf unserer Internetseite der EWE Netz GmbH können sie sich jeder-
zeit nach einer erfolgreichen Registrierung auf unserem modernen Planauskunftspor-
tal über die konkrete Art und Lage unserer zu berücksichtigenden Anlagen informie-

ren: https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen. 
Haben sie weitere Fragen? Sie erreichen Ihren Ansprechpartner Claudia Vahl unter der 
folgenden Rufnummer: 0151-74493158 

Beschlussempfehlung Die Hinweise werden im Rahmen nachfolgender Ausbauplanungen beachtet. 

https://www.ewe-netz.de/kommunen/service/neubaugebietserschliessung
https://www.ewe-netz.de/kommunen/service/neubaugebietserschliessung
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
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Für den Bebauungsplan ergeben sich keine Regelungserfordernisse. 

2 Gasunie Deutschland Transport Services GmbH, 20.05.2025 

Eingabe – Gasunie 1 Von dem oben genannten Vorhaben sind ErdgashochdruckIeitungen/KabeI der von 

Gasunie Deutschland vertretenen Unternehmen betroffen. Sämtliche Maßnahmen 
im Schutzstreifen der Erdgastransportleitung bzw. der Kabel sind in Anwesenheit ei-
nes Gasunie-Mitarbeiters durchzuführen. Dabei ist der zuständige Leitungsbetrieb 

bereits über Arbeiten im Näherungsbereich ab ca. 50 m zur Erdgastransportleitung 
bzw. zum Kabel zu informieren. Ein Gasunie-Mitarbeiter wird die Lage des Schutz-

streifens ermitteln, kennzeichnen und die vor Ort tätigen Personen einweisen. Hier-
für fallen keine Kosten an. Es ist jedoch unbedingt erforderlich, rechtzeitig, spätes-

tens 5 Werktage vor Beginn jeglicher Maßnahmen im Schutzstreifenbereich Kontakt 

zu folgendem Leitungsbetrieb aufzunehmen: Gasunie Deutschland Transport Ser-
vices GmbH / Standort Folmhusen / Holter Weg 35 / 26817 Rhauderfehn / Tel.: 
04952/92800-65 
Die Stellungnahme inklusive Pläne und Schutzanweisung ist auf der Baustelle vorzu-

halten. Nachfolgende Auflagen sind zu beachten und unbedingt einzuhalten. Im Stö-
rungsfall außerhalb der Dienstzeit wenden Sie sich bitte an die ständig besetzte Leit-
zentrale 0 800 / 69 666 96. 

Beschlussempfehlung Das Schreiben ist identisch mit dem Schreiben vom 27.01.2023. Es kann deshalb 
bei der nachfolgenden Abwägung bleiben. Sie lautete: 

Die Leitungen sind nachrichtlich bereits im Bebauungsplan eingetragen. Auch ein 
Hinweis auf die Schutzbestimmungen von Leitungsbetreibern ist auf dem Plan ent-

halten. 

Änderungen für den Bebauungsplan ergeben sich nicht. Die angesprochenen Leitun-

gen verlaufen nördlich deutlich außerhalb des Plangebietes. Die Schutzanweisungen 
müssen jeweils im Rahmen von Ausbauplanungen oder nachfolgenden der nachfol-

genden konkreten Bauvorhaben (Tammenshof) in Nähe der Leitungen beachtet wer-
den. 

 

Eingabe 2 - Gasunie 
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Beschlussempfehlung Die Schutzanweisungen und Hinweise zu den Kosten werden im Rahmen nachfol-

gender konkreter Baumaßnahmen in Nähe der Leitung beachtet. 

 

Eingabe 3 – Gasunie 

 

 

Beschlussempfehlung Die Angaben zu den Leitungen mit den Hinweisen auf Schutzbestimmungen sind 

bereits in der Begründung zum Bebauungsplan enthalten. 

3 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, 10.06.2025 

Eingabe 1 – LBEG  In Bezug auf die durch das LBEG zu vertretenden Belange geben wir zum o.g. Vorha-
ben folgende Hinweise:  

Gashochdruckleitungen, Rohrfernleitungen 

Durch das Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe dazu verlaufen erdverlegte 
Gashochdruckleitungen bzw. Rohrfernleitungen. Bei diesen Leitungen sind Schutz-
streifen zu beachten, die von jeglicher Bebauung und von tiefwurzelndem Pflanzen-

bewuchs frei zu halten sind. Bitte beteiligen Sie den aktuellen Leitungsbetreiber di-

rekt am Verfahren, damit ggf. erforderliche Abstimmungsmaßnahmen (genauer Lei-

tungsverlauf, Breite des Schutzstreifens etc.) eingeleitet werden können. Der Lei-

tungsbetreiber kann sich ändern, ohne dass es eine gesetzliche Mitteilungspflicht ge-
genüber dem LBEG gibt. Wenn Ihnen aktuelle Informationen zum Betreiber bekannt 

sind, melden Sie diese bitte an Leitungskataster@lbeg.niedersachsen.de. Weitere In-
formationen erhalten Sie hier. Die beim LBEG vorliegenden Daten zu den betroffenen 
Leitungen entnehmen Sie bitte der nachfolgenden Tabelle: 

 
Wenn die Beteiligung der Leitungsbetreiber bereits im Rahmen früherer Planungs-
verfahren durchgeführt wurde und zwischenzeitlich keine Veränderung des Lei-

tungsverlaufs erfolgte, ist die Erfordernis einer erneuten Beteiligung der genannten 
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Unternehmen durch die verfahrensführende Behörde abzuwägen. Wir bitten darum, 
sich mit dem/den betroffenen Unternehmen in Verbindung zu setzen und die ggf. zu 
treffenden Schutzmaßnahmen abzustimmen. Sofern Ihr Planungsvorhaben Wind-

energieanlagen betrifft, wird auf die Rundverfügung: Abstand von Windkraftanlagen 
(WEA) zu Einrichtungen des Bergbaus verwiesen, auch zu finden als Download auf 
der Webseite des LBEG. 

Beschlussempfehlung Die obige Stellungnahme lag bereits im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung vor. 
Alle Hinweise sind in der Begründung enthalten. Die Gasunie wurde ebenfalls be-

teiligt. 

Die Erdgastransportleitungen verlaufen außerhalb nördlich des Plangebietes. Sie 
sind nachrichtlich in den Planunterlagen verzeichnet. Auch vom Betreiber der 
Gasunie liegt eine Stellungnahme vor. Die Schutzbestimmungen des Leitungsbetrei-

bers können eingehalten werden und sie werden den Bauherrn im Rahmen von Aus-

bauplanungen (insbesondere für den Tammenshof) zur Kenntnis gegeben. 

 

Eingabe 2 – LBEG Hinweise 

Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für Hin-

weise und Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den 
NIBIS—Kartenserver. Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen 
ersetzen keine geotechnische Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. 

einen geotechnischen Bericht. Geotechnische Baugrunderkundungen/-untersu-

chungen sowie die Erstellung des geotechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 

1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen Fassungen er-
folgen. 

Sofern Hinweise zu Salzabbaugerechtigkeiten und Erdölaltverträgen für Sie relevant 
sind, beachten Sie bitte unser Schreiben vom 04.03.2024 (unser Zeichen: LID.4-

L67214-07-2024-0001). 

Schreiben vom 04.03.2024 im Rahmen von Flurbereinigungsverfahren 

Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) wird von Ihnen regelmäßig 
im Rahmen von TÖB-Beteiligungen nach dem Vorhandensein von Salzabbaugerech-

tigkeiten und Erdölaltverträgen in bestimmten Verfahrensgebieten gefragt. Nach in-
terner Überprüfung der Prozessabläufe wurde festgestellt, dass die von Ihnen be-

gehrten Informationen genauer und rechtssicherer bei den Grundbuchämtern vor-
liegen. Daher werden die folgenden Hinweise gegeben: Salzabbaugerechtigkeiten - 
Ob in einem bestimmten Verfahrensgebiet Salzabbaugerechtigkeiten (SAG) vorhan-

den sind, ist dem Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) in den meis-

ten Fällen nicht bekannt, da das Anzeige- und Bestätigungsverfahren für diese 
Rechte mit dem § 149 Abs. 2 a BBergG aufgehoben wurde. Diese Frage kann Ihnen 
von dem zuständigen Amtsgericht (Grundbuchamt) beantwortet werden, da die SAG 

im Grundbuch oder in einem separaten Salzgrundbuch geführt werden. Das LBEG 
kann lediglich Auskunft darüber erteilen, ob sich im Verfahrensgebiet SAG befinden, 
die gem. § 149 Abs. 1 BBergG bestätigt wurden und somit in dem hier geführten sog. 

„Berechtsamsbuch“ verzeichnet sind. 

Es erfolgt der Hinweis, dass Flurbereinigungsverfahren auf die Salzabbaugerechtig-
keiten keine Auswirkungen haben, da es sich um eigenständige dingliche Gerechtig-
keiten mit grundstücksgleichem Charakter handelt, die mit Ihrer Eintragung in das 
Grundbuch von dem weiteren rechtlichen Schicksal des Grundstücks, ja selbst von 
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seinem Bestand unabhängig sind (Vgl. BGH Beschluss vom 13.12.2012, AZ: V ZB 49/12 
RN 9). 

Erdölaltverträge - Bei einem Erdölaltvertrag (EAV) handelt es sich um eine privat-

rechtliche Vereinbarung zwischen Unternehmen und Grundstückseigentümer. Dem 
Unternehmen wird durch den Vertrag das Recht eingeräumt, einen bestimmten Bo-
denschatz auf dem Grundstück abzubauen. Ob für ein bestimmtes Flurstück ein Erd-
ölaltvertrag bestellt worden ist, ergibt sich aus Abt. II des entsprechenden Grundbu-

ches. Hier ist i. d. R. eine Dienstbarkeit für ein Bohr-, Schürf- und Ausbeuterecht für 
ein bestimmtes Bergbauunternehmen oder eine bergrechtliche Gewerkschaft ver-
zeichnet. Die entsprechenden Verträge sollten den Grundbuchämtern vorliegen. Auf 
dem NIBIS-Kartenserver des LBEG können Sie sich unter https://nibis.lbeg.de/ cardo-

map3/?permalink=2KkT32xf einen Überblick über die Lage dieser Verträge verschaf-

fen (ab Maßstab 1:100.000). 

Die Fragestellungen nach dem Vorhandensein von Salzabbaugerechtigkeiten und 

Erdölaltverträgen sollten zukünftig durch Sichtung der entsprechenden Grundbuch-
blätter beantwortet werden können. Diese genießen, anders als das beim LBEG ge-

führte Berechtsamsbuch, öffentlichen Glauben. 

Sofern in diesem Verfahren Ausgleichs- und Kompensationsflächen betroffen sind, 

gehen wir davon aus, dass für alle Ausgleichs- und Kompensationsflächen die Fest-
legungen der Regionalen Raumplanung insbesondere im Hinblick auf Rohstoffsiche-

rungsgebiete beachtet werden. In Rohstoffsicherungsgebieten sollten keine Aus-
gleichsmaßnahmen erfolgen, da dadurch ein späterer Rohstoffabbau erschwert bzw. 

verhindert werden kann. Maßnahmen zur ökologischen Aufwertung dieser Flächen 
oder zur Umsetzung von Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen sollten dort 
erst nach einer Rohstoffgewinnung erfolgen. Die aktuellen Rohstoffsicherungskarten 

können über den NIBIS® Kartenserver des LBEG eingesehen oder als frei verfügbarer 

WMS Dienst abgerufen werden. Zudem ist im Bereich von Ausgleichs- und Kompen-
sationsflächen für erdverlegte Hochdruckleitungen sowie bergbauliche Leitungen 
ein Schutzstreifen zu beachten, der von jeglicher Bebauung und von tiefwurzelndem 

Pflanzenwuchs freizuhalten ist. 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren Hin-
weise oder Anregungen.  

Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den 

raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu 

können. Die Stellungnahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. 

Die verfügbare Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch 
erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige 

nach weiteren Rechtsvorschriften und Normen erforderliche Genehmigungen, Er-

laubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene Untersuchungen. 

Beschlussempfehlung Kenntnisnahme. 

Der NIBIS Kartenserver des LBEG wird regelmäßig bei einer Planerstellung in seinen 
Aussagen abgefragt. Erlaubnisse, Berechtigungen oder Bewilligungen, Salzabbauge-

rechtigkeiten liegen nicht vor. Ausgleichs- und Kompensationsflächen sind nicht be-
troffen. Die Ergebnisse sind in der Begründung zum Bebauungsplan enthalten.  

4 Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen, Kataster-

amt Leer, 03.06.2025 

https://nibis.lbeg.de/
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Eingabe - LGLN Zu dem Entwurf des o.g. Bebauungsplans wird wie folgt Stellung genommen: Im Hin-
blick auf die erforderliche vermessungs- und katastertechnische Bescheinigung nach 
Absatz 41.3 VV-BauGB (RdErI.d.Nds.SozM i.d.F. vom 18.04.1996 Nds.MBL. S. 835) 

weise ich nachrichtlich noch auf Folgendes hin: Die Planunterlage für den Bebau-
ungsplanentwurf ist nicht vom Katasteramt gefertigt worden. Es kann daher auch 
nicht beurteilt werden, ob die Planunterlage den Anforderungen des oben genann-
ten Erlasses entspricht. Die vermessungs- und katastertechnische Bescheinigung 

durch das Katasteramt kann daher nicht zugesagt werden. Gegen den Entwurf be-
stehen keine weiteren Bedenken. 

Beschlussempfehlung Die Planunterlage wurde von einem öffentlich bestellten Vermessungsingenieur 
am 20.08.2020 gefertigt, bei dem auch die erforderliche Bescheinigung beantragt 
wird. 

5 Landkreis Leer, 13.06.2025 und Nachtrag vom 11.11.2025 

Eingabe 1 -  

LK Raumordnung 
Die Gemeinde Bunde plant im Bereich der Ortschaft Bunderhee das Areal um die 

Baudenkmäler „Steinhaus" und „Hof Tammen" durch entsprechende planungs-
rechtliche Festlegungen zu sichern und zu entwickeln. In die Planung einbezogen 

wird neben den Denkmälern und dem angrenzenden Landschaftsgarten insbeson-

dere auch eine südlich gelegene landwirtschaftliche Fläche, die für Wohnbauzwecke 

entwickelt werden soll. 

Gemäß § 1 Abs. 7 Baugesetzbuch hat die Gemeinde bei der Aufstellung der Bauleit-

pläne die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander ge-
recht abzuwägen. Zu der o. a. Bauleitplanung nehme ich daher - ohne dem von Ihnen 

vorzunehmenden Abwägungsprozess vorzugreifen - für die einzelnen von mir zu ver-
tretenden Fachbereiche wie folgt Stellung: 

Aus raumordnungsrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken. Die mit der Planung 
beabsichtigte Sicherung kultureller Sachgüter sowie die Entwicklung neuer Wohn-

bauflächen im Rahmen der Eigenentwicklung der Ortschaft Bunderhee entsprechen 
grundsätzlich den raumordnerischen Vorgaben. 

Redaktionell wird darauf hingewiesen, dass die Steinhausstraße im RROP 2024 als 

Vorranggebiet Straße von regionaler Bedeutung ausgewiesen ist und nicht als Vor-

ranggebiet Hauptverkehrsstraße, wie in Abbildung 1 der Begründung angegeben. 

Beschlussemp-

fehlung 
Der Fehler in der Bezeichnung wird korrigiert. 

 

Eingabe 2 –  

LK Naturschutz  
Aus naturschutzfachlicher Sicht ist auf folgende Aspekte hinzuweisen, die auch be-

reits in den vergangenen Verfahren vorgebracht wurden: 

Der Erhalt eines Großteils der Gehölze wird aus naturschutzfachlicher Sicht be-
grüßt. Jedoch erscheint unklar, wie die Zufahrten zu den Grundstücken im nordöst-

lichen Bereich unter Beachtung der Festsetzungen §§ 8; 11 und 12 gewährleistet 

werden können. 

An der nördlichen Einfahrt befindet sich gemäß Festsetzungen eine Fläche für An-
pflanzungen, südlich die zu erhaltenden Einzelgehölze. Die Festsetzung § 12 enthält 
ergänzt zur vorherigen Beteiligung den Passus „Unterhalb des Kronenbereiches der 
zu erhaltenden Bäume sind notwendige Erdarbeiten (Versiegelungen, Aufbringung 

oder der Abtrag von Bodenmaterial) zur Umsetzung erforderlicher Zufahrten 
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schonend für Bäume anzulegen.“ Nähere Ausführungen finden sich hier nicht, so 

dass völlig offen bleibt, wie die schonende Zufahrtsgestaltung erfolgen soll. 

Es kann davon ausgegangen werden, dass an natürlichen Standorten die Ausdeh-
nung des Wurzelbereiches eines Baumes etwa seinem Kronenbereich zuzüglich ca. 
1,5 m entspricht. Zum Erhalt der Gehölze ist es erforderlich, diesen Bereich von Bo-
denauf- und -abgrabungen, Boden- und Materialablagerungen sowie Bauwerken, 

auch baugenehmigungsfreier Art, und Bodenversiegelungen, z. B. durch Pflasterun-

gen, freizuhalten. Andernfalls ist von einer Schädigung der Wurzeln auszugehen, die 
die Gehölze schwächt. Zum Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegeta-
tionsflächen bei Baumaßnahmen gibt es Normen und Richtlinien wie die DIN 18920 

(Vegetationstechnik im Landschaftsbau Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen 
und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen) und die R SBB (Richtlinien zum 

Schutz von Bäumen und Vegetationsbeständen bei Baumaßnahmen). 

Die Festsetzung in ihrer Formulierung ist zum Erhalt der Gehölze und zur Kontrolle 

ungeeignet und zu überarbeiten. Andernfalls ist die Eingriffs-/Ausgleichsbilanzie-

rung sowie die Planungsauswirkungen zu aktualisieren, da nicht davon ausgegan-
gen werden kann, dass die Festsetzung geeignet und präzise genug ist, um den lang-

fristigen Erhalt der Gehölze zu garantieren. 

Beschlussempfehlung  Eine besondere Abwägung zur Gefährdung der Bäume ist nicht mehr erforderlich, 

da das gesamte Wohngebiet infolge der immissionsschutzrechtlichen Belange 
aus dem Geltungsbereich der Planung entfernt wird. 

Die Bäume liegen damit weiterhin im Außenbereich und sind von daher geschützt. 

 

Eingabe 3 – LK 

Naturschutz 
Zur textlichen Festsetzung (TF) § 11: 

Hinsichtlich des Pflanzgebots (Absatz 1) weise ich darauf hin, dass sich derartige 

Festsetzungen angesichts der möglichen Vielzahl der Verantwortlichen und indivi-

dueller Gestaltungswünsche der zukünftigen Grundstücksbesitzer erfahrungsge-
mäß problematisch erweisen. Eine Umsetzung erfolgt, wie sich in der Praxis vielfach 

gezeigt hat, unter Umständen nur mit intensiver behördlicher Begleitung und Kon-

trolle. Klare Regeln der Zuständigkeit für die Pflanzung fehlen der Festsetzung.  

Die Regelung in § 11 (2) zur Nachpflanzung bezieht sich lediglich auf die Grünflächen 
G-3 und G-4, jedoch befindet sich nach den Angaben der Planurkunde auch in der 
Grünfläche G-7 ein zu erhaltendes Gehölz. Zudem rege ich die Ergänzung des Nach-

pflanzgebots um nähere inhaltliche Bestimmungen (Angaben zu Art und Pflanzqua-
lität) an. 

Beschlussempfehlung  Eine eigene Abwägung zum Pflanzgebot ist nicht erforderlich, da das gesamte 
Wohngebiet einschließlich der privaten Grünflächen mit Anpflanzgebot infolge 

der immissionsschutzrechtlichen Belange aus dem Geltungsbereich der Planung 
entfernt wird. 

Die Bäume liegen damit weiterhin im Außenbereich. 

 

Eingabe 4 –  
LK Naturschutz  

Zur textlichen Festsetzung (TF) § 12: 

Hier ist für den Fall der Abhängigkeit der festgesetzten Gehölze kein Nachpflanzge-
bot vorgesehen (betrifft alle Gehölze außerhalb der Flächen G-3, G-4). Ich bitte um 

Prüfung, ob dieses aufgenommen werden kann.  

Beschlussempfehlung  Eine eigene Abwägung zum fehlenden Nachpflanzgebot ist nicht erforderlich, da 

das gesamte Wohngebiet einschließlich der privaten Grünflächen mit 
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Anpflanzgebot infolge der immissionsschutzrechtlichen Belange aus dem Gel-
tungsbereich der Planung entfernt wird. 

Die Bäume liegen damit weiterhin im Außenbereich. 

 

Eingabe 5 –  

LK Naturschutz 
Der Kompensation des in Kapitel 3.3 ermittelten Wertpunktedefizits im gemeinde-

eigenen Kompensationspool Wynhamster Kolk kann grundsätzlich zugestimmt 
werden. Für eine transparente Verbuchung im Pool ist zwischen dem Eingriff in den 
Boden durch Versieglung und dem Biotopverlust zu differenzieren und die jeweili-
gen Wertpunkte explizit anzugeben. 

Beschlussempfehlung  Die Bilanzierung im Umweltbericht wird angepasst, da das Wohngebiet aus der 
Planung im Bebauungsplan entfällt. Auf Ebene des Bebauungsplanes entsteht 
damit auch kein wesentlicher Eingriff mehr. Eine Differenzierung zwischen dem 

Eingriff in den Boden durch Versiegelung und dem Biotopverlust ist deshalb ob-

solet. 

Eine derartige Differenzierung für die unterschiedlichen Schutzgüter bezogen auf 

den Flächenpool wird seitens der Gemeinde und dem Fachbüro nicht für zielfüh-
rend gehalten und von daher nicht vorgenommen. 
Hinweis zum Flächenpool Wynhamsterkolk zur Erläuterung - Die damalige 35. Än-

derung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Bunde zum Flächenpool Wyn-
hamsterkolk legt dar, dass auf einer Fläche von 12.000 m² der damals dort beste-
hende Baukörper (alte Hofstelle) abgebrochen wird, Bodenversiegelungen aufge-

hoben und Gehölze entfernt werden. Dies entspricht einer Aufwertung von 48.000 

Wertpunkten. Aufgrund der positiven flächenhaften Aufwertung durch den Abbruch 

und die Renaturierung (Entfall von Ansitzmöglichkeiten, von Predatoren, Schutz 
der Wiesenvogelpopulation etc.) wird in einem Wirkradius von 25 ha zusätzlich eine 

Aufwertung erzielt. Dies entspricht einer Aufwertung von 202.000 Wertpunkten. 
Diese Wertpunkte können – entsprechend der Darlegung im Plan - verrechnet wer-

den „sofern ein funktionaler Zusammenhang zwischen Eingriff und Ausgleich be-
steht. Grundsätzlich sind insbesondere Eingriffsvorhaben mit Betroffenheiten des 

Schutzgutes „Arten und Biotope“ (auch im Zusammenhang mit artenschutzrecht-

lich erforderlichen Kompensationsmaßnahmen) sowie in das Schutzgut Land-

schaftsbild verbuchbar. Auch Eingriffe in das Schutzgut Boden sind in einer Größen-
ordnung der tatsächlich entsiegelten Fläche einschl. der Gehölzentfernung anre-
chenbar (in 4-facher Aufwertung). 

Das Ausgleichsmodells des Nds. Städtetags (2013), nach dem auch der Flächenpool 

Wynhamster Kolk berechnet wurde, weist jedem Biotoptyp einen spezifischen 

Wertfaktor zu, der dessen Bedeutung für die Leistungsfähigkeit des Naturhaushal-

tes (Arten und Lebensgemeinschaften, Boden, Wasser, Klima / Luft) und das Land-
schaftsbild abbildet (von 0 = weitgehend ohne Bedeutung bis 5 = sehr hohe Bedeu-
tung). Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes umfasst dabei mehrere Schutz-

güter. 

Anhand von Wertfaktor und Flächengröße wird eine bilanzielle Bewertung der Ge-

biete vor und nach dem Eingriff vorgenommen und so der erforderliche Kompensa-
tionsumfang bestimmt. Die Nutzung dieses etablierten Modells ermöglicht eine 
standardisierte Ermittlung des Ausgleichsumfangs. In Einzelfällen kann entspre-

chend dem Städtetagsmodell ergänzend ein besonderer Schutzbedarf für einzelne 
Schutzgüter / Funktionen bestehen, der dann jeweils individuell zu ermitteln und 
verbal-argumentativ zu bewerten ist (das ist jedoch in den vergangenen Planfällen 

der Gemeinde nicht der Fall). 
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Der Flächenpool Wynhamster Kolk umfasst insgesamt 250.000 Wertpunkte (s.o.). 

Diese sind in ihrer ökologischen Wirkung ursächlich ausschließlich in dem Abbruch 

und der Renaturierung der ehemaligen Hofstätte begründet. Die im 25 ha-Radius 
erzielte Aufwertung wäre ohne diese Maßnahme nie erzielt worden. Es handelt sich 
somit um ein gemeinsames Maßnahmenpaket, das die Gemeinde im Ergebnis als 
einheitlichen Flächenpool betrachtet. Die punktuelle Maßnahme wirkt über den 

Umsetzungsort hinaus und schafft positive Auswirkungen auf weitere Schutzgüter. 

So entsteht eine Verschränkung zwischen den Effekten und die Wertpunkte können 
im Ergebnis nicht mehr einzelnen Schutzgütern zugewiesen werden. Seit der Novel-
lierung des Bundesnaturschutzgesetzes 2010 können Kompensationsmaßnahmen 

auch gezielt bevorratet werden (Kompensationspool) und bei späteren Eingriffen 
angerechnet werden. 

Die Gemeinde hat den Flächenpool mit eben dieser Intention erstellt und hierfür 

den entsprechenden fachlichen und finanziellen Aufwand (Erwerb der Hofstelle, 

Abbruch, Verbringung des belasteten Materials, Renaturierung, umfängliche Bo-

den- und Abfall-Dokumentation etc.) unternommen. Die Berechnung der Wert-
punkte in der 35. Änderung des FNP weist aus diesem Grund im Ergebnis ein Plus 
von insgesamt 250.000 Wertpunkten aus und nimmt keine weitere Differenzierung 

vor. 

Für die Eingriffsregelung bei Bauleitplänen wird auf die Vorschriften des BauGB und 
des BNatSchG verwiesen. Danach ist in der bauleitplanerischen Abwägung über die 
zu ihrer Bewältigung erforderlichen Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen zu 

entscheiden. Dieses bedeutet, dass die Eingriffsregelung vollständig im Bauleitplan 
abgearbeitet wird. Dort muss über die Vermeidung und Minderung von Eingriffen 

entschieden und müssen die Ausgleichsmaßnahmen festgelegt werden. 

Die Gemeinde ist bei Eingriffen im Rahmen der Bauleitplanung formal rechtlich die 

zuständige Behörde für die Ermittlung des Eingriffs und die Zuordnung einer geeig-
neten Kompensation (§ 17 Absatz 1 BNatSchG). Die Anwendung der Eingriffsrege-

lung ist der Gemeinde als zuständiger Behörde für die Bauleitplanung auferlegt. Die 
Gemeinde hat „die erforderlichen Entscheidungen und Maßnahmen im Benehmen 

mit der für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörde zu treffen“ (§ 
17 Abs. 2 BNatSchG). Es wird damit formal auch nicht von einem „Einvernehmen“ 
mit dem Landkreis ausgegangen, sondern von einer Mitwirkung der übergeordne-

ten Behörde. 

 

Eingabe 6 –  
LK Immissionsschutz 

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht nehme ich wie folgt Stellung: 

Gemeinden haben bei der Bauleitplanung in Orientierung an dem immissions-
schutzrechtlichen Schutz- und Vorsorgegedanken (§ 5 BImSchG) dafür Sorge zu tra-

gen, dass keine B-Pläne erlassen werden, deren Verwirklichung zu schädlichen Um-
welteinwirkungen im Sinne des BImSchG führt. 

Die Gemeinde Bunde beabsichtigt mit dem vorliegenden B-Planes Nr. 03.11 „Stein-
hausstraße und Umgebung" die Herstellung der planungsrechtlichen Vorausset-

zungen für die Ausweisung neuer Wohnbaufläche und die Sicherstellung der städ-

tebaulichen Ziele im Sinne des Denkmalschutzes. Im Hinblick auf die vorgelegte 
Bauleitplanung ist aus immissionsschutzrechtlicher Sicht zu bewerten, ob es durch 
die angrenzende Straße oder eventuell vorhandener landwirtschaftlicher Betriebe 

innerhalb des Geltungsbereichs zu Beeinträchtigungen gesunder Wohn- und Ar-

beitsverhältnisse durch Schall- oder Geruchsemissionen kommt. 

In der verbindlichen Bauleitplanung sind der Abwägung die schalltechnischen Ori-
entierungswerte der DIN 18005-1:2002-07 zugrunde zu legen. Grundsätzlich gilt, 
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dass sich der Abwägungsspielraum dabei mit zunehmender Überschreitung der 

schalltechnischen Orientierungswerte verringert. Je weiter die Orientierungswerte 

der DIN 18005 überschritten werden, desto gewichtiger müssen die für die Planung 
sprechenden städtebaulichen Gründe sein und umso mehr hat die Gemeinde die 
baulichen und technischen Möglichkeiten auszuschöpfen, die ihr zu Gebote stehen, 
um diese Auswirkungen zu verhindern (BVerwG, 22.03.2007, 4 CN 2.06). Aktive 

Schallschutzmaßnahmen sind dabei passiven Schallschutzmaßnahmen vorzuzie-

hen. 

Um mögliche Konflikte zu ermitteln, wurde auf Grundlage aktueller Verkehrszähl-
daten ein Lärmschutzgutachten (IEL GmbH, Bericht- Nr. 4768-11-LI, 16.02.2022) er-

stellt, welches Bestandteil der vorgelegten Unterlagen ist. Inhalt des Gutachtens ist 
die Ermittlung der Höhe der Beurteilungspegel in der Nähe der Straße und die Er-

mittlung erforderlicher Lärmschutzmaßnahmen, um gesunde Wohn- und Arbeits-

verhältnisse sicherstellen zu können. Die Berechnungen des Gutachters sind nach-

vollziehbar. Im Ergebnis zeigt das Gutachten, dass die Orientierungswerte der DIN 

18005 innerhalb eines Streifens des Geltungsbereichs überschritten werden. Zum 
Schutz dieser Bereiche sind passive Schallschutzmaßnahmen notwendig. Diese 
Maßnahmen wurden entsprechend der Empfehlung des Gutachters als Festsetzun-

gen übernommen. Dies war bereits Inhalt der immissionsschutzrechtlichen Stel-

lungnahme zum Verfahren gemäß § 4 (2) BauGB. 

Darüber hinaus zeigt das Gutachten, dass auch für Schlafräume und Außenwohn-
bereiche Lärmschutzmaßnahmen in Bereich mit hohen Überschreitungen für die 

Wahrung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse erforderlich werden. Diese Maß-
nahmen sind ebenfalls in den B-Plan als Festsetzung übernommen worden. Aktive 

Schallschutzmaßnahmen werden nicht vorgesehen, da deren Umsetzung aufgrund 

des bestehenden Bebauung bzw. Straße nicht möglich sind. 

Die ergänzend vorgelegte schalltechnische Beratung, die den Einfluss des angren-
zenden landwirtschaftlichen Betriebes untersucht, ist ebenfalls aus immissions-

schutzrechtlicher Sicht nachvollziehbar. Hier ist ergänzend zu erwähnen, dass sich 
westlich des landwirtschaftlichen Betriebes ebenfalls Wohnbebauung in einem all-

gemeinen Wohngebiet befindet. 

Die möglichen Beeinträchtigungen durch Geruchsemissionen der angrenzenden 
landwirtschaftlichen Betriebe wurde in einem separaten Gutachten von der Land-

wirtschaftskammer Niedersachsen, 16.02.2022, beurteilt. Diese kommt nachvoll-
ziehbar zu dem Schluss, dass die maßgeblichen Immissionswerte für Wohngebiete 

weit unterschritten werden. Aufgrund dieser Unterschreitung ist auch nicht weiter 
beachtlich, dass die im Gutachten angenommenen Tierzahlen im Vergleich zu den 

genehmigten Beständen etwas niedriger ausfallen. 

Insgesamt ist nach Umsetzung der festgesetzten Maßnahmen nicht mit einer erheb-
lichen Beeinträchtigung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu rechnen. 

Beschlussempfehlung Eine besondere Abwägung ist nicht erforderlich, da das gesamte Wohngebiet ein-

schließlich der festgesetzten Schutzregelungen vor Verkehrslärm aus dem Gel-
tungsbereich der Bebauungsplanung entfernt wird. Auch die Belange des Ver-
kehrslärmschutzes für das Wohngebiet sind damit nicht mehr berührt. 

 
Eingabe 7 – LK  

Abfall-/ Bodenschutz 
Aus abfall- und bodenschutzrechtlicher Sicht sind die Planunterlagen um die An-
gabe zu ergänzen, dass der Abbruch des bestehenden Hofgebäudes sowie die Erd-
arbeiten für den Abriss und für die Erschließung des Gebiets mit der Abfall- und Bo-
denschutzbehörde des Landkreises Leer abzustimmen sind.  
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Der Altlastenverdacht wird grundsätzlich aufgrund der Zeitzeugenaussage fallen 

gelassen, so dass weitere bodenschutzrechtliche Untersuchungen nicht notwendig 

sind. 

Beschlussempfehlung Eine besondere Abwägung ist nicht erforderlich, da das gesamte Wohngebiet ein-
schließlich der privaten Grünflächen infolge der immissionsschutzrechtlichen 
Belange aus dem Geltungsbereich der Bebauungsplanung entfernt wird. Auch die 

Belange des Abfallrechts (Altlasten) sind damit nicht mehr berührt. 

Der Hinweis zum Abbruch des bestehenden Hofgebäudes wird in der Begründung 
zur 38. Änderung des Flächennutzungsplanes noch vorsorglich berücksichtigt. Es 
wird redaktionell folgender Hinweis neu in die Begründung eingefügt: „Abbrüche - 

Der Abbruch des bestehenden Hofgebäudes innerhalb der Wohnbaufläche (südlich 

des Steinhauses - ehemaliger Eliashof) sowie die Erdarbeiten für den Abriss und für die 

Erschließung eines späteren Wohngebiets sind mit der Abfall- und Bodenschutzbe-

hörde des Landkreises Leer abzustimmen.“ 

 

Eingabe 8 –  

LK Wasserbehörde 
Seitens der unteren Wasserbehörde wird darauf hingewiesen, dass der in den Unter-
lagen befindliche Oberflächenentwässerungsplan meinem Amt für Wasserwirtschaft 

noch nicht zur Prüfung oder Genehmigung vorgelegt wurde. Eine abschließende 

Stellungnahme kann erst nach Vorlage, Prüfung und ggf. wasserrechtlicher Geneh-
migung des erforderlichen Oberflächenentwässerungskonzeptes erfolgen. 

Beschlussempfehlung Eine besondere Abwägung ist nicht erforderlich, da das gesamte Wohngebiet ein-
schließlich vorgesehenen Entwässerungsflächen infolge der immissionsschutz-
rechtlichen Belange aus dem Geltungsbereich der Bebauungsplanung entfernt 

wird. Damit ist auch die Umsetzung eines Entwässerungsplanes für das Wohnge-

biet überflüssig. 

 

Eingabe 9 –  

LK Planungsrecht  
Aus planungsrechtlicher Sicht ist zunächst festzustellen, dass meine im Rahmen des 
vorangegangenen Beteiligungsverfahrens vorgebrachten Anregungen und Hinweise 

weitgehend berücksichtigt wurden. Die Änderung der Gebietskategorie von Ml in 
MDW begegnet keinen Bedenken. 

Die Sicherung des Regenrückhaltebereiches über die Einbeziehung in den Geltungs-

bereich des Bebauungsplanes wird begrüßt. Allerdings wird empfohlen, die textli-

chen Festsetzungen um Vorgaben zur Bepflanzung, Pflege u. ä. dieses Bereiches zu 
ergänzen, zumal es sich um eine private Grünfläche handelt, die dem direkten Zugriff 
der Gemeinde entzogen ist. 

Beschlussempfehlung Eine besondere Abwägung ist nicht erforderlich, da das gesamte Wohngebiet ein-

schließlich vorgesehenen Entwässerungsflächen infolge der immissionsschutz-

rechtlichen Belange aus dem Geltungsbereich der Bebauungsplanung entfernt 
wird. Damit ist auch die Umsetzung eines Entwässerungsplanes für das Wohnge-

biet überflüssig. 

 
Eingabe 10 –  

LK Planungsrecht 
Daneben werden folgende Hinweise gegeben: In der Präambel findet sich die For-

mulierung „38. Änderung des Flächennutzungsplanes". Hier ist der vorliegende Be-
bauungsplan zu nennen. Weiterhin sind neben der Planzeichnung auch die Textli-
chen Festsetzungen und die Örtlichen Bauvorschriften als Satzung zu beschließen.  

Beschlussempfehlung Der Fehler wird korrigiert. 
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Eingabe 11 –  

LK Planungsrecht 
In der Präambel ist zu § 84 NBauO als Rechtsgrundlage für die örtlichen Bauvor-

schriften der maßgebliche Absatz zu ergänzen. Hierzu weise ich darauf hin, dass 

sich mit Urteil des OVG Lüneburg vom 18.06.2019, 1 KN 64/15 die Anforderungen an 
die Angabe der Rechtsgrundlage für örtliche Bauvorschriften verschärft haben. Er-
lässt eine Gemeinde eine örtliche Bauvorschrift und unterliegt in Niedersachsen da-
mit dem Zitiergebot aus Art. 43 Abs. 2 Satz 1 NV, wird diesem nicht dadurch genügt, 

dass allein § 84 NBauO als Ermächtigungsgrundlage genannt wird; erforderlich ist 

darüber hinaus die Nennung des einschlägigen Absatzes. Ob über die Nennung des 
Absatzes hinaus auch die herangezogene Nummer zu nennen ist, wurde in dem Ur-
teil offengelassen 

Beschlussempfehlung In den örtlichen Bauvorschriften sind Absätze und Nummern der NBauO angege-

ben. 

Infolge der Entfernung des Wohngebietes aus dem Geltungsbereich des Bebau-

ungsplanes sind auch verschiedene örtliche Bauvorschriften nicht mehr relevant. 

 

Eingabe 12 –  

LK Planungsrecht 
Das in der textlichen Festsetzung Nr. 9 festgesetzte Geh-, Fahr- und Leitungsrecht ist 
näher zu definieren. Resultierend aus dem Bestimmtheitsgebot ist der Kreis der 

durch das festgesetzte Geh-, Fahr- und Leitungsrecht Begünstigten (z. B. die jeweili-

gen Eigentümer der Flurstücke xx oder der Entwässerungsverband xx) anzugeben. 

Beschlussempfehlung Das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht ist ausreichend definiert. 

Die textliche Festsetzung lautet derzeit „Die im Plan gekennzeichneten Geh-, Fahr- 
und Leitungsrechte (GFL 1 und GFL 2) werden zugunsten der landwirtschaftlichen 
Bewirtschaftungserfordernisse, der dortigen Flächeneigentümer sowie zur Erreich-

barkeit der Gewässer für die Unterhaltungsbeauftragten ausgesprochen.“ 

 

Eingabe 13 –  

LK Planungsrecht 
Unter Bezugnahme auf meine Stellungnahme aus wasserwirtschaftlicher Sicht weise 

ich darauf hin, dass die abschließende Abwägung und der Satzungsbeschluss durch 
den Rat der Gemeinde Bunde erst erfolgen kann, wenn die Entwässerung des Plan-

gebietes als gesichert angesehen werden kann. Dies ist der Fall, wenn die noch zu 
beantragende wasserrechtliche Genehmigung vorliegt oder deren Erteilung seitens 
der unteren Wasserbehörde zumindest in Aussicht gestellt wurde. 

Beschlussempfehlung Eine Abwägung ist nicht erforderlich, da das gesamte Wohngebiet infolge der im-

missionsschutzrechtlichen Belange aus dem Geltungsbereich der Bebauungspla-

nung entfernt wird. Die Einholung einer wasserrechtlichen Genehmigung zur Ent-
wässerung des Wohngebietes ist damit nicht mehr erforderlich. 

 

Eingabe 14 –  
LK Denkmalschutz 

Nachgereichtes Schreiben des Landkreises vom 16.06.2025 

Im Nachgang zu meinem Schreiben vom 13.05.2025 bezüglich Ihrer Beteiligung im 
o. g. Bauleitplanverfahren erhalten Sie —wie telefonisch besprochen- nachfolgend 

meine Stellungnahme aus denkmalschutzrechtlicher Sicht: 

Positiv ist festzustellen, dass sich die Gemeinde im Zuge der Überarbeitung der Bau-
leitplanung mit den im Rahmen der vorangegangenen Beteiligung geäußerten 
denkmalschutzrechtlichen Bedenken auseinandergesetzt hat und die die formu-
lierten Vorschläge für Örtliche Bauvorschriften übernommen bzw. integriert wur-

den. 

Davon unabhängig ergeben sich aus der vorliegenden Bauleitplanung weiterhin 
nicht unerhebliche Auswirkungen auf den Zeugnis- und Anschauungswert des nati-

onal bedeutsamen Steinhauses Bunderhee. Kritisch zu bewerten ist vor allem, dass 
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das Zusammenspiel von Baudenkmal und überkommener Kulturlandschaft nach-

haltig beeinträchtigt wird. 

Bisher war das Plangebiet vor allem von einer durch die Landwirtschaft und die 
Bautätigkeit des 19. Jahrhunderts maßgeblich beeinflusste Struktur einer Auf-
strecksiedlung geprägt. Angesichts des Alters des Steinhauses und der Vergleich mit 
anderen historischen Ansiedelungen auf der ostfriesischen Halbinsel ist davon aus-

zugehen, dass diese Siedlungsstruktur mindestens bis in die frühe Neuzeit zurück-

reicht. Die im Bestand an der Steinhausstraße erhaltenen Gulfhäuser aus der Zeit 
der Jahrhundertwende und des 19. Jahrhunderts wurden höchstwahrscheinlich auf 
deutlich älteren Hofstellen errichtet. Die Einschätzung der Ostfriesischen Land-

schaft und die archäologische Befundlage im Umfeld des Steinhauses Bunderhee 
stützen diese Annahme. 

Aufgrund der historischen Siedlungsgeschichte ist im gesamten Planbereich mit 
weiteren archäologischen Funden zu rechnen. Sämtliche Erdarbeiten im Plangebiet 

unterliegen dem denkmalrechtlichen Genehmigungsvorbehalt gem. § 13 des 

NDSchG. Sollte dabei dokumentationswürdige Denkmalsubstanz erkannt werden, 
ist diese nach dem Veranlasserprinzip fachgerecht auszugraben. 

Die Aufnahme der denkmalschutzrechtlichen Genehmigungspflicht in die textli-
chen Bestimmungen sowie die formulierten Bauvorschriften, so Sie dem Denkmal-

schutz und der Baukultur gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB Rechnung tragen, wird po-
sitiv gewertet. 

Das Hinzufügen einer Wohnsiedlung in die alte Siedlungsstruktur ist aus denkmal-

pflegerischer Sicht als eine Störung des in der bauleitplanerischen Begründung als 
„historisch bedeutsames Areal“ bzw.als „kulturelles Sachgut“ bezeichneten Be-

reichs zu werten. Der Versuch dieser Störung mit der Einhaltung eines freien be-

grünten Streifens zwischen Straße und Baufeld entgegenzuwirken, ist positiv. För-

derlich für das Erscheinungsbild des Areals ist weiterhin der Erhalt von kulturland-
schaftlichen Bestandteilen, wie z.B. dem alten Baumbestand.  

Ebenfalls zu begrüßen ist die Vermeidung von konkreten Blickbeziehungen zwi-
schen dem Gelände des Steinhauses und dem Neubaugebiet durch Pflanzung einer 

hohen Hainbuchenhecke (ggf. ist hier die Pflanzung von in Ostfriesland historisch 
tradierten Heckenpflanzen wie Weißdorn, Linde oder Feldahorn in Erwägung zu zie-
hen). 

Beschlussempfehlung Eine Abwägung ist nicht erforderlich, da das gesamte Wohngebiet einschließlich 
der privaten Grünflächen infolge der immissionsschutzrechtlichen Belange aus 
dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes entfernt wird. 

Hinweis: Die damalige Wahl einer Hainbuchenhecke basierte auf der Empfehlung 

der unteren Naturschutzbehörde (siehe Schreiben des Landkreises vom 
17.02.2023). 

 

Eingabe 15 –  

LK Denkmalschutz  
In diesem Zusammenhang kritisch anzumerken ist jedoch, dass die Verantwortung 
für eine ,baukulturelle' Beratung der einzelnen Bauvorhaben auf die Untere Denk-

malschutzbehörde des Kreises verlagert wird. Eine umfassende Quartiersplanung 

mit festgelegten Kubaturen, Oberflächen und Materialien wäre an Stelle eines trotz 
vorliegender Bauvorschriften relativ unregulierten Neubaugebiets wünschenswert 
gewesen. Alternativ könnte der Verweis auf eine noch zu entwerfende Handreichung 

(z. B. als Broschüre, Flyer oder Fibel) mit Anregungen für eine regionaltypische Bau-
gestaltung die Gefahr einer gestalterischen Fehlentwicklung verringern. Zugleich 
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könnte eine solche Handreichung die Bauberatung von Gemeinde und Unterer Denk-
malschutzbehörde erheblich vereinfachen und strukturieren. 

Insgesamt gesehen können die grundsätzlichen denkmalschutzrechtlichen Beden-

ken gegenüber der vorliegenden Bauleitplanung nicht vollständig ausgeräumt wer-
den, während Lage, Ausrichtung und das Verhältnis von bebauter und begrünter Flä-
che als positive Änderung angesprochen werden können 

Beschlussempfehlung Eine besondere Abwägung ist nicht mehr erforderlich, da das gesamte Wohngebiet 
einschließlich der privaten Grünflächen infolge der immissionsschutzrechtlichen 

Belange aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes entfernt wird. 

 

Eingabe 16 –  

LK Denkmalschutz 
Für die langfristige Entwicklung und zukünftige Bauleitplanungen in der Umgebung 

des Steinhauses gilt, dass das vorhandene Zusammenspiel zwischen Baudenkmal, 

historischer Siedlungsstruktur und deren Rahmung durch eine weitestgehend unver-
änderte und offen gestaltete Kulturlandschaft zukünftig nicht zugunsten anderer Be-
lange noch weiter beeinträchtigt werden sollte. 

Beschlussempfehlung Eine besondere Abwägung ist nicht mehr erforderlich, da das gesamte Wohngebiet 

einschließlich der privaten Grünflächen infolge der immissionsschutzrechtlichen 
Belange aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes entfernt wird. 

6 Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Geschäftsbereich Aurich, 

13.06.2025 

Eingabe 1 – NLStBV 1 Das Plangebiet umfasst einen Teilbereich der Landesstraße 16 (L16), deren Belange 

die NLStBV-GB Aurich vertritt. Zur o. a. Bauleitplanung habe ich zuletzt mit Schreiben 

vom 24.01.2023, Az. 2111-2141/21102-03.11, eine Stellungnahme abgegeben. 

In der aktuellen Planfassung des Bebauungsplanes Nr. 03.1 1 werden die Belange der 
L 16 bereits größtenteils berücksichtigt. Es sind jedoch die folgende Belange noch zu 

berücksichtigen:  
Zur verkehrlichen Erschließung des Plangebietes ist u. a. die Anbindung eines ge-

meindlichen Geh- und Radwegs an den Radweg der L16 vorgesehen. Entgegen mei-
ner vorgenannten Stellungnahme vom 24.01.2023 ist für die Radweganbindung eine 

Verwaltungsvereinbarung zwischen den beteiligten Baulastträgern (Gemeinde und 
Land) abzuschließen. Grundlage dieser Vereinbarung wird die Fachplanung (Lage-
plan, Querschnitt, Deckenhöhenplan etc.) nebst Sicherheitsaudit, die uns seitens der 

Gemeinde zur straßenbaubehördlichen Prüfung vorzulegen ist. Meine Dienststelle 

wird dann im Anschluss einen entsprechenden Vereinbarungsentwurf erstellen. Ich 

weise bereits jetzt darauf hin, dass sämtliche Kosten, die aufgrund der Geh-/Radwe-
ganbindung entstehen, von der Gemeinde als Veranlasserin zu tragen sind. Eine Kos-
tenbeteiligung des Straßenbaulastträgers der L16 kann von hier nicht in Aussicht ge-
stellt werden. 
Entsprechende Passagen aus Schreiben vom 24.01.2023 - Zur verkehrlichen Erschließung ist 

u. a. die Anlage eines gemeindlichen Geh-/Radwegs an den Radweg im Zuge der L 16 vorge-

sehen. Für die Wegeanbindung an den Radweg der L 16 ist die Erteilung einer Sondernut-

zungserlaubnis gem. §§ 18 ff. NStrG erforderlich. Ein entsprechender Antrag ist bei meiner 

Dienststelle zur stellen. Ansprechpartnerin hier im Hause ist Frau Zimmermann (Tel.: 

04941/951-135). 
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Beschlussempfehlung Die verkehrliche Erschließung und die Absprachen mit der Straßenbaubehörde 
sind durch den Vorhabenträger (nördliches Plangebiet) des Tammenshof erfolgt. 

 

Eingabe 2 – NLStBV Die Anlage / Nutzung von Zufahrten zur L 16 ist unzulässig, aber auch nicht vorgese-
hen. Dementsprechend wurde im Bebauungsplan ein „Bereich ohne Ein- und Aus-

fahrt" gemäß der Planzeichenverordnung (PlanzV) festgesetzt. Allerdings wurde 

diese Festsetzung lediglich teilweise eingefügt. Ich bitte im Bereich des gesamten 
Plangebietes einen „Bereich ohne Ein- und Ausfahrt" entlang der L 16 festzusetzen. 

Beschlussempfehlung Es wurde bereits ein „Bereich ohne Aus- und Einfahrt“ auch entlang der Grünflä-

chen nachgetragen. 

 

Eingabe 3 – NLStBV Insbesondere hinsichtlich Neu- und Ersatzbauten sowie Um-/Ausbauten größeren 
Umfanges weise ich darauf hin, dass der Straßenbaulastträger der L16 ist von jegli-

chen Forderungen (insbesondere Lärmschutz), die auf die o. a. Bauleitplanung zu-
rückzuführen sind, freizustellen ist. 

Beschlussempfehlung Kenntnisnahme. 

 

Eingabe 4 – NLStBV In Punkt 3.10 der Begründung werden die erforderlichen Sichtfelder im Bereich der 
Knotenpunkte beschrieben. Ich weise darauf hin, dass es sich bei den hier maßge-

benden Richtlinien um die RAL 2012 (Richtlinien für die Anlage von Landstraßen) und 
nicht um die RASt 06 (Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen) handelt. 

Beschlussempfehlung Der Fehler wird redaktionell in der Begründung korrigiert. 

 

Eingabe 5 – NLStBV Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug auf Ziffer 38.2 der Verwaltungs-

vorschriften zum BauGB um Übersendung einer Ablichtung der gültigen Bauleitpla-
nung. 

Beschlussempfehlung Kenntnisnahme und Berücksichtigung. 

7 Ostfriesische Landschaft, 21.05.2025 

Eingabe 1 -  

Ostfriesische  
Landschaft 

Gegen die 38. Änderung des Flächennutzungsplans und die Aufstellung des Bebau-

ungsplans Nr. 03.11 „Steinhaus und Umgebung" in der Ortschaft Bunderhee beste-
hen aus Sicht der archäologischen Denkmalpflege keine grundsätzlichen Beden-

ken. 

Beschlussempfehlung Kenntnisnahme. 

 

Eingabe 2 –  

Ostfriesische  

Landschaft 

Im Zuge einer wissenschaftlichen Untersuchung am Steinhaus Bunderhee im Jahr 
2017 des nördlichen angrenzenden Flurstücks „Im Dorfe" konnte der Archäologi-

sche Dienst der Ostfriesischen Landschaft Teile eines frühneuzeitlichen Grabensys-
tems freilegen, dass vermutlich in Bezug zum heutigen „Hof Elias" oder eines Vor-
gängerbaus steht. Im westlichen Teil wurden Gruben entdeckt, die zu einer älteren, 

möglicherweise mittelalterlichen Bebauung gehören könnten. Diese wurden bei 

den Untersuchungen jedoch nur in Teilen erfasst. Eine Fortsetzung der Befunde auf 
den Flurstücken, die für die Wohnbebauung vorgesehen sind, ist daher sehr wahr-

scheinlich. Dem formulierten Denkmalverdacht sollte daher durch frühzeitige 
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Prospektionen nachgegangen werden, mit dem Ziel ob noch weitere relevante 

Denkmalsubstanz im Boden erhalten ist. 

Dem vorliegenden Vorhaben vom 16.01.2023 (Eingang Ihres Schreibens) kann unter 
folgenden Bedingungen und Auflagen zugestimmt werden: 
Auflagen: Aufgrund der Größe und der Lage in der Nähe zu bekannten Fundstellen 
ist schon vorab durch Prospektionen (Baggersuchschnitte) dem Denkmalverdacht 

nachzugehen, der Aufschluss über eventuelle untertägig erhaltene Bodendenkmä-

ler geben wird. Sollte bei den Prospektionen dokumentationswürdige Denkmalsub-
stanz erkannt werden, so ist diese fachgerecht auszugraben, zu dokumentieren und 
das Fundgut fachgerecht zu bergen. Fundgut und Dokumentation sind dem Archä-

ologischen Dienst der Ostfriesischen Landschaft zu überlassen. Für diese Maßnah-
men sind ausreichend lange Fristen zur Dokumentation und Fundbergung einzu-

räumen. Solche Maßnahmen müssen nach dem Niedersächsischen Denkmal-

schutzgesetz geregelt werden (Verweis auf NDSchG § 6, 3 Veranlasserprinzip). 

Bedingungen: Da die Erschließung als Wohnbaufläche mit erheblichen Bodenein-

griffen verbunden sein wird, müssen die Erschließungs- und Baumaßnahmen zwin-
gend mit dem Archäologischen Dienst der Ostfriesischen Landschaft abgestimmt 
werden. Eine ständige Betreuung der Auskofferungsarbeiten durch eine archäolo-

gische Fachkraft ist erforderlich. Sollten bei diesen Erdarbeiten bekannte bzw. wei-

tere bisher unbekannte, noch intakte Bodenschichten von archäologischer Rele-
vanz auftreten, so sind archäologische Ausgrabungen zwingend erforderlich. Für 
sämtliche Maßnahmen sind ausreichend lange Fristen zur Dokumentation und 

Fundbergung einzuräumen. Diese Maßnahmen müssen nach dem Niedersächsi-
schen Denkmalschutzgesetz geregelt werden. Die Kosten trägt der Verursacher. 

Beschlussempfehlung Das Wohngebiet entfällt aufgrund noch nicht gelöster immissionsschutzrechtli-

cher Belange aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes. Damit sind die vor-
getragenen denkmalrechtlichen Belange nur als fachlicher Hinweis zu bewerten. 

Eine Prospektion der Flächen, die als Wohnbauflächen im Flächennutzungsplan ge-

plant sind, bereits vorab und vor Abschluss eine entsprechenden Bauleitplanver-

fahrens mit der Schaffung von Baurecht ist nicht erforderlich. 

In die Begründung zum 38. Änderung des Flächennutzungsplanes wird folgender 
Passus nachgetragen: „Mit Schreiben von 15.02.2023 teilt die Ostfriesische Landschaft 

mit, dass im Zuge einer wissenschaftlichen Untersuchung am Steinhaus Bunderhee 

im Jahr 2017 des nördlichen angrenzenden Flurstücks „Im Dorfe" der Archäologische 
Dienst der Ostfriesischen Landschaft Teile eines frühneuzeitlichen Grabensystems 
freilegen, dass vermutlich in Bezug zum heutigen „Hof Elias" oder eines Vorgänger-
baus steht. Im westlichen Teil wurden Gruben entdeckt, die zu einer älteren, möglich-

erweise mittelalterlichen Bebauung gehören könnten. Diese wurden bei den Untersu-

chungen jedoch nur in Teilen erfasst. Eine Fortsetzung der Befunde auf den Flurstü-
cken, die für die Wohnbebauung vorgesehen sind, ist daher sehr wahrscheinlich. Dem 

formulierten Denkmalverdacht sollte daher durch frühzeitige Prospektionen nachge-

gangen werden, mit dem Ziel ob noch weitere relevante Denkmalsubstanz im Boden 
erhalten ist.  
Dem bodendenkmalrechtlichen Belang wird Rechnung getragen, wenn bei konkreten 
Vorhaben zur Umsetzung des Wohngebietes (Beräumung, Anlage von Baustraße etc.) 

frühzeitig zuvor vom Flächeneigentümer bzw. dem Vorhabenträger zwingend eine 

denkmalrechtliche Genehmigung eingeholt wird und sodann auf Kosten des Verfah-
rensträgers eine entsprechende Baubegleitung erfolgt. Mögliche denkmalwürdige 
Funde würden dann erforscht und es erfolgt eine Dokumentation. Der Denkmalbe-
hörde sind dabei ausreichende Fristen für ihre Arbeiten einzuräumen. 
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Die benannte Aufzeichnung seitens der Ostfriesischen Landschaft von Funden im di-

rekten Umgebungsbereich (z.B. Fortführung von Gruben und ähnlichem) ergibt in Ab-

wägung der Gemeinde keine Veranlassung, von einer grundsätzlichen Undurchführ-
barkeit des Wohngebietes an der geplanten Stelle auszugehen. Eine denkmalrechtli-
che Prospektion noch vor Abschluss des Bauleitplanverfahrens und damit auch vor 
konkreten Bauplänen des Flächeneigentümers wird in gerechter Abwägung mit pri-

vaten Belangen des Flächeneigentümers als nicht zielführend, und in der Sache für 

nicht erforderlich erachtet. Der Flächeneigentümer müsste - ohne Abschluss eines 
Bauleitplanverfahrens und die Schaffung von Baurechten - bereits für alle Kosten ei-
ner Prospektion aufkommen und seine Flächen wären zudem über einen längeren 

Zeitraum nicht mehr landwirtschaftlich nutzbar. Die denkmalrechtliche Genehmi-
gungspflicht und anschließende Baubegleitung bei geplanten Bauvorhaben ist nach 

Ansicht der Gemeinde ausreichend und greift unabhängig vom Bauleitplanverfahren. 

Auf der Planzeichnung wird folgender Hinweis eingefügt: Archäologische Verdachts-

fläche - Das Plangebiet und hier insbesondre auch die Wohnbaufläche sind archäolo-

gische Verdachtsflächen. Innerhalb des Plangebietes sind die Erdarbeiten zu den je-
weiligen geplanten Bauvorhaben nach § 13 NDSchG denkmalrechtlich genehmi-
gungspflichtig und archäologisch zu begleiten. Mit dieser Vorgabe sind die Belange 

der archäologischen Denkmalpflege berücksichtigt.“ 
 

Eingabe 3–  

Ostfriesische  

Landschaft 3  

Aufgrund der Nähe zu den Baudenkmalen Steinhaus Bunderhee und Hof Tammen 
als auch zum Landschaftsdenkmal Garten Tammen ist eine weitere Bewertung der 
geplanten Bausubstanz über eine mögliche Beeinträchtigung des Denkmalwerts 

notwendig. Daher muss zwingend das Referat der Kunst- und Baudenkmalpflege 
des Niedersächsischen Landesamtes für Denkmalpflege (Stützpunkt Oldenburg) 

hinzugezogen werden. Aus dem Ergebnis der Abstimmung mit dem Landesamt für 

Denkmalpflege könnten weitere Auflagen und Bedingungen resultieren. 

Beschlussempfehlung Die Stellungnahme ist identisch mit der Stellungnahme vom 15.02.2023. Es kann 

deshalb bei der nachfolgenden bereits getroffenen Abwägung bleiben. 

Die Belange der Bau- und archäologischen Bodendenkmalpflege sind seit Verfah-

rensbeginn sowohl durch die Ostfriesische Landschaft wie auch die untere Denk-
malschutzbehörde des Landeskreises vertreten. Sie haben ihre Stellungnahmen 
vorgelegt. 

Aus Sicht der Gemeinde Bunde ist diese Beteiligung über die gesamte Verfahrens-
dauer (über ca. 2 Jahre) regelkonform und ausreichend. Die Gemeinde kann davon 

ausgehen, dass mit den Stellungnahmen der Ostfriesische Landschaft wie auch der 
untere Denkmalschutzbehörde bei Bedarf fachliche Rück- bzw. Absprachen dieser 
Träger öffentlicher Belange mit der übergeordneten Fachstelle stattgefunden ha-

ben.  

 

Eingabe 4 –  
Ostfriesische  

Landschaft 

Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf das Nieders. Denkmalschutzgesetz 
vom 30.05.1978 (Nds. GVBI. S. 517), sowie die Änderung vom 26.05.2011 (Nds. GVBI. 

S. 135) §§ 2, 6, 13 und 14, wonach eine Genehmigung der Denkmalschutzbehörde 

erforderlich ist, wenn Erdarbeiten an einer Stelle vorgenommen werden, wo Funde 
vermutet werden. Die Genehmigung kann unter Bedingungen und mit Auflagen er-
teilt werden. 

Beschlussempfehlung Die Stellungnahme ist identisch mit der Stellungnahme vom 15.02.2023. Es kann 
deshalb bei der nachfolgenden bereits getroffenen Abwägung bleiben. 

Die Genehmigungspflicht vor dem Beginn jeglicher Erdarbeiten ist bereits auf 
dem Bebauungsplan unter den Hinweisen enthalten. 
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8 Telekom, 02.06.2025 

Eingabe – Telekom Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom. Bei der Bau-
ausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Telekom-

munikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z.B. im Falle 
von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien jeder-

zeit möglich ist. Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführenden vor Be-
ginn der Arbeiten über die Lage der zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen 
Telekommunikationslinien der Telekom informieren (Internet https://trassenaus-

kunftkabel.telekom.de oder per email: Planauskunft.Nord@telekom.de. Die Kabel-
schutzanweisung der Telekom ist zu beachten. 

Beschlussempfehlung Kenntnisnahme und Weiterreichung an den Vorhabenträger zur Beachtung bei der 

Bauausführung. 

 

  

https://trassenauskunftkabel.telekom.de/
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/
mailto:Planauskunft.Nord@telekom.de
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9 Wasserversorgungsverband Rheiderland, 10.06.2025 

Eingabe – WVV  Diesbezüglich weist der Verband auf die Stellungnahme vom 16.07.2021. Die zu be-
rücksichtigenden Punkte wurden bereits in der 38. Änderung des FNP übersandten 

Bauleitplanung übernommen. Seitens des Wasserversorgungsverbandes Rheider-
land bestehen keine weiteren Bedenken. 

Beschlussempfehlung Kenntnisnahme. 

E Änderungen / Ergänzungen durch Politik, Verwaltung, Planer 
 

Politik Keine. 

Verwaltung /  

Planer 
Das Wohngebiet wird aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes vollständig 

entfernt. 

F Zusammenfassung der Auswirkungen infolge der Eingaben im Rahmen der erneuten 
Veröffentlichung der Planung 

 

38. Änderung Flächennutzungsplan 

Begründung • Ergänzung zu den denkmalrechtlichen Belange 

Planzeichnung • Ergänzung eines Hinweise zur Beachtung archäologischer Verdachtsflächen 
• Ergänzung eines Hinweises bei Abbrüchen des Eliashof 

Bebauungsplan Nr. 03.11 

Planzeichnung • Korrektur der Verfahrensleiste 

• Entfernung des allgemeinen Wohngebietes und aller zugehörigen textlichen Fest-
setzungen und örtlichen Bauvorschriften 

Begründung • Redaktionelle Korrektur der Vorrangfläche Straße mit regionaler Bedeutung  

Umweltbericht 

 • Vollständige Überarbeitung und neue Eingriffsbilanzierung, da das Wohngebiet 

im Bebauungsplan entfällt 

Fazit Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird verkleinert. Damit erfolgt eine er-

neute Auslegung der Planung. Zur Besseren Übersicht wird auch die 38. Änderung 

des Flächennutzungsplanes erneut ausgelegt, obwohl hier nur kleinere redaktionelle 
Korrekturen erfolgt sind.  

In den Unterlagen werden die wesentlichen inhaltlichen Veränderungen gegenüber 
der früheren Fassung kenntlich gemacht. Es kann eine einschränkte Behördenbetei-

ligung erfolgen, die aufgrund der geänderte Sachverhalte nur den Landkreis umfasst. 
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G Entscheidung 

 
Entscheidung 

Gremium Datum 
Abstimmungsergebnis 

Ja Nein Enthaltung 

Ausschuss für Bauleitplanung, Stra-

ßen, Wege und Umwelt 
    

Verwaltungsausschuss (VA)     

Rat     

---------- 
 


